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Vernehmlassung des Bundes: Ànderung des Fernmeldegesetzes; 
Antwort des Kantons Bern 

Sehr geehrte Frau Bundesratin 

Sehr geehrte Damen und Herren 


Der Regierungsrat bedankt sich für die Gelegenheit, zur titelgenannten Vorlage Stellung neh­
men zu dürfen. 

1 Grundsatzliches 

Die bestehenden regulatorischen Rahmenbedingungen haben wesentlich dazu beigetragen, 
dass der Fernmeldemarkt in der Schweiz im internationalen Vergleich gut funktioniert. Dies 
trifft sowohl auf den Ausbau der lnfrastrukturen, der zu einem grossen Teil privat finanziert 
wird, ais auch auf den Wettbewerb unter den Dienstleistungsanbietern zu. Aus Sicht des Re­
gierungsrates besteht die Gefahr, dass Anderungen des regulatorischen Umfelds zu unbeab­
sichtigten Wirkungen führen, die sich negativ auf die Wettbewerbssituation und die Versor­
gung mit Fernmeldediensten auswirken. 

Der Regierungsrat anerkennt, das einzelne Anliegen der Revision zu sinnvollen Klarungen 
und Vereinfachungen führen. lnsgesamt ist er aber der Meinung, dass die Nachteile der vor­
gesehenen Anderung des Fernmeldegesetzes überwiegen - insbesondere in Bezug auf die 
Rechts- und lnvestitionssicherheit. Auch die Ausserungen von Vertretern der Telekommunika­
tionsbranche, der Elektrizitatswerke und von Branchenverbanden im Rahmen von regelmas­
sigen Gesprachen mit der Kantonsverwaltung lassen keine konkreten Probleme oder Markt­
versagen erkennen, die regulatorische Anpassungen unumganglich machen. 
Der Regierungsrat empfiehlt lhnen deshalb, zum jetzigen Zeitpunkt auf eine solch umfassen­
de Anderung des Fernmeldegesetzes zu verzichten. 
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Falls der Bund, entgegen unserer Empfehlung, an der vorgesehenen Anderung des Fernmel­
degesetzes festhalten will, aussern wir uns nachfolgend zu einzelnen Aspekten der Vorlage. 

2 Bemerkungen zu den vorgesehenen Anderungen 

2.1 Definition FDA und Meldepflicht 

Mit der Abschaffung der generellen Meldepflicht für Fernmeldedienstanbieterinnen ist der Re­
gierungsrat einverstanden. Zusammen mit der Streichung bisheriger Pflichten konnen so die 
Regulierungskosten gesenkt und bestehende Wettbewerbsverzerrungen aufgehoben werden. 

2.2 Internationales Roaming 

Die Einführung der sekundengenauen Abrechnung bei Gesprachen im Ausland ist aus Sicht 
der Konsumenten ein berechtigtes Anliegen. Hingegen erachtet der Regierungsrat die Mog­
lichkeit zur Festlegung von Preisobergrenzen durch den Bundesrat ais unnotigen Eingriff in 
den Wettbewerb. Die Konkurrenz zwischen den Fernmeldedienstanbieterinnen wird auch oh­
ne Preisobergrenzen dazu führen, dass die Preise für Mobilfunk-Nutzung im Ausland sinken 
werden. 

2.3 Notrufdienst 

Die Alarmzentralen kënnen im Extremfall jeder Fernmeldedienstanbieterin einen eigenen An­
schluss zur Verfügung stellen. Die Leitweglenkung der Notrufe zur zustandigen Alarmzentrale 
erfolgt heute schon unentgeltlich. Der Klarheit halber muss dies in Art. 20 Abs. 2 wie folgt 
festgehalten werden: 

Sie müssen die Leitweglenkung und die Standortidentifikation der Notrufe sicherstel­
len, sa dass die Notrufe unentgeltlich über den Grundversorger zur zustandigen 
Alarmzentrale geleitet werden. ( ... ) 

Die Leistungserbringung im Zusammenhang mit Notrufen erfolgt ausschliesslich durch die 
Kantone. Deshalb sind sie zwingend mit einzubeziehen, bever ihnen neue Aufgaben übertra­
gen oder sie mit veranderten Rahmenbedingungen konfrontiert werden. Wir beantragen in Art. 
20 Abs. 3 folgende Erganzung: 

Der Bundesrat kann nach Anhorung der Kantone die Pflicht ( ... ) 

2.4 ONS und lnternet-Gouvernanz 

Die Bedeutung der Adressierungselemente im Internet wird weiterhin an Bedeutung gewin­
nen. Die vorgesehenen Anpassungen tragen zu einer Starkung des aktuellen Systems bei, 
indem sie die Systemstabilitat starken und die Rechtssicherheit erhohen. 

2.5 Vorleistungsmarkte und Netzzugang 

2.5.1 Einführung eines ex-officio-Eingriffrechts 

Die vorgesehene Ermachtigung der ComCom, von Amtes wegen ein Verfahren gegen eine 
marktbeherrschende Anbieterin einzuleiten, lehnt der Regierungsrat ab. Sie führt zu zusatzli­
chem bürokratischem Aufwand und schrankt die Rechtssicherheit der Fernmeldedienstanbie­
terinnen ein. Wenn eine Anbieterin ihre Marktmacht missbraucht und damit den Wettbewerb 
einschrankt, soli die ComCom - wie bisher- auf Gesuch einer Anbieterin die Situation prüfen 
und gegebenenfalls die Preise und Konditionen festlegen. Ein allfalliges kollusives Verhalten 
zwischen mehreren Anbieterinnen kann bereits heute im Rahmen des Wettbewerbs- bzw. 
Kartellrechts unterbunden werden. 
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2.5.2 Mitbenutzung bestehender passiver lnfrastruktur 

Der Regierungsrat teilt die Haltung des Bundes, dass Telekommunikationsinfrastrukturen ein 
wichtiger Standortfaktor sind und für das Funktionieren von Wirtschaft und Gesellschaft eine 
zentrale Rolle spielen. Entsprechend muss soweit mëglich sichergestellt werden, dass der 
kostenintensive Ausbau der lnfrastrukturen mëglichst flachendeckend und effizient erfolgt. 
Eine gesetzliche Regelung zur Mitbenutzung bestehender- und in vielen Fallen privat finan­
zierter- lnfrastrukturen ist aus Sicht des Regierungsrates zum heutigen Zeitpunkt nicht nëtig. 
Entsprechende Lësungen sind bereits heute auf vertraglicher Ebene mëglich und werden 
auch umgesetzt. 

2.5.3 Mitbenutzung gebaudeinterner Anlagen 

Damit die Konsumentinnen und Konsumenten bei den Fernmeldedienstangeboten effektiv 
eine Wahlfreiheit haben, ist es notwendig, dass der (lnfrastruktur-)Wettbewerb nicht nur bis 
zum Gebaudeanschlusspunkt funktioniert. Der Regierungsrat unterstützt deshalb die neuen 
Vorschriften über die Mitbenutzung der gebaudeinternen Anlagen. Zusammen mit dem Recht 
der Fernmeldedienstanbieterinnen, weitere Haus- bzw. Wohnungsanschlüsse auf ihre eige­
nen Kesten verlangen zu kënnen, wird die Wahlfreiheit der Konsumentinnen und Konsumen­
ten sichergestellt. 

2.6 Konsumenten- und Jugendschutz 

Die vorgesehene Pflicht der Fernmeldedienstanbieterinnen, ihre angebotenen Dienste, die 
Teil eines Bündelangebots sind, auch einzeln anzubieten, lehnt der Regierungsrat ab. Dieser 
Eingriff in die Produktgestaltung rechtfertigt sich aufgrund des vorhandenen Wettbewerbs un­
ter den Fernmeldedienstanbieterinnen nicht. Falls diese Entbündelung effektiv einem Kun­
denbedürfnis entspricht, wie der Erlauterungsbericht unterstellt, kënnen die Fernmeldedienst­
anbieterinnen bereits heute ihre Dienste auch einzeln anbieten. 

2.7 Frequenzen und Anlagen. 

2.7.1 Nutzung des Frequenzspektrums 

Eine Bevorzugung der Verwaltungseinheiten des Eidgenëssischen Departements für Verteidi­
gung, Bevëlkerungsschutz und Sport gegenüber den anderen im Bevëlkerungsschutz tatigen 
Verwaltungseinheiten auf Stufe Bund, Kanton und Gemeinde ist nicht begründbar. Wir beari­
tragen deshalb folgende Erganzung von Art. 22 Abs. 4: 

Für Frequenzen, die der Armee zugewiesen sind und durch die Verwaltungseinheiten 
des Eidgenëssischen Departements für Verteidigung, Bevëlkerungsschutz und Sport 
genutzt werden sowie für Frequenzen, die durch die Polizei, Schutz- und Rettungs­
dienste und durch die kantonalen Organe des Bevolkerungsschutzes genutzt werden, 
sieht er keine Einschrankung nach Absatz 2 ver. 

2.7.2 Nutzung der Frequenzverwaltung 

lm Falie eines Truppenaufgebots sind auch die zivilen Behërden auf zusatzliche Kommunika­
tionskapazitaten angewiesen. Dieser Tatsache wurde früher durch die besondere Stellung der 
,kriegswichtigen Teilnehmer" Rechnung getragen. Demzufolge beantragen wir folgende Er­
ganzung von Art. 25 Abs. 3: 

Er kann der Armee, der Polizei, den Schutz- und Rettungsdiensten und den Organen 
des Bevolkerungsschutzes bei einem Truppenaufgebot für die Dauer des Einsatzes 
zusatzliche freie oder bereits konzessionierte Frequenzen zuweisen. 
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2.7.3 Übertragung der Konzession und Netzkooperationen 

Die bestehenden Rahmenbedingungen des Fernmeldegesetzes haben zu einem intensiven 
lnfrastrukturwettbewerb im Mobilfunkbereich geführt. Um die bestehenden Anreize für Investi­
tienen und lnnovationen zu erhalten, lehnt der Regierungsrat die vorgesehene Erweiterung 
der Netzkooperation, das heisst eine gemeinsame Nutzung von Frequenzspektren, ab. 

2.7.4 Konzessionsgebühren für Funkkonzessionen 

Die Datenübertragung über die Mobilfunknetze und damit die Emission nichtionisierender 
Strahlung werden zweifellos weiter zunehmen. Die gesundheitlichen Auswirkungen hochfre­
quenter nichtionisierender Strahlung sind - vor allem bei langfristiger Einwirkung - nicht aus­
reichend geklart. Es besteht deshalb Bedarf, die internationale Wirkungsforschung durch nati­
onale Forschung zu erganzen. Der Bundesrat hat am 18. Dezember 2015 ein Konzept für das 
lmmissionsmonitoring verabschiedet, gleichzeitig aber signalisiert, dass die Finanzierung ei­
nes solchen Monitorings angesichts der angespannten Lage der Bundesfinanzen nicht gesi­
chert ist. Der Regierungsrat beantragt, im Rahmen der aktuellen Revision eine zusatzliche 
Bestimmung aufzunehmen, wonach ein Teil der Konzessionsgebühren aus den Funkkonzes­
sionen für die Finanzierung von Aktivitaten im Bereich Monitoring, Forschung und Entwicklung 
eingesetzt werden kann. Dies entspricht den Aussagen im Fernmeldebericht 2014, wo der 
Bundesrat explizit auf diese Mëglichkeit hingewiesen hat. 

2.7.5 Kommunikation in ausserordentlichen Lagen 

Aufgrund ihrer besonderen Aufgaben innerhalb des Bevëlkerungsschutzes sind die Polizei 
und die Partnerorganisationen des Bevëlkerungsschutzes sowie die Betreiber kritischer lnfra­
strukturen explizit zu erwahnen. Der Hinweis auf die Terminologie im Bevëlkerungs- und Zivil­
schutzgesetz ist für uns nicht überzeugend. Wir beantragen deshalb folgende Anpassung in 
Art. 47 Abs. 1: 

( ... )damit Armee, Bevolkerungsschutz Partnerorganisationen des Bevolkerungsschut­
zes, zivile Führungsstabe und Betreiber von kritischen lnfrastrukturen ihre Aufgaben 
erfüllen kënnen. 

Der Regierungsrat dankt lhnen für die Kenntnisnahme und Berücksichtigung seiner Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

lm Namen des Regierungsrates 
Der Prasident Der Staatsschreiber 

Hans-Jürg Kaser Christoph Auer 

Verteiler 
• Volkswirtschaftsdirektion 
• Bau-, Verkehrs- und Energiedirektion 
• Gesundheits- und Fürsorgedirektion 
• Polizei- und Militardirektion 
• Justiz-, Gemeinde- und Kirchendirektion 
• Justizleitung 
• tp@bakom.admin.ch 
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